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AS19 
 

Allgemeine Bedingungen 
Sachversicherung  

Alle weiteren Vertragsgrundlagen sind für Sie auf der Polizze in der jeweiligen Fassung angeführt. 
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Artikel 1 
Versicherungsperiode, Prämie, Beginn und  

Voraussetzungen des Versicherungsschutzes 

1. Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsvertrag nicht für kürzere Zeit abgeschlossen ist, der Zeitraum eines Jahres, und 
zwar auch dann, wenn die Jahresprämie vertragsgemäß in Teilbeträgen zu entrichten ist.  

2. Die erste oder die einmalige Prämie einschließlich Steuern ist vom Versicherungsnehmer gegen Übermittlung der Polizze sofort nach 
Abschluss des Versicherungsvertrages (Zugang der Polizze oder einer gesonderten Antragsannahmeerklärung) und Aufforderung zur 
Prämienzahlung zu zahlen. 

3. Der Versicherungsschutz beginnt mit dem vereinbarten Versicherungsbeginn, jedoch nur unter der Voraussetzung, dass der 
Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie einschließlich Steuern rechtzeitig, das heißt innerhalb von 14 Tagen, oder ohne 
schuldhaften Verzug zahlt. 

Die nähere Bestimmung des Beginns dieser Frist von 14 Tagen, die weiteren Voraussetzungen für die Leistungsfreiheit bei 
Zahlungsverzug oder bei nur teilweiser Zahlung der ersten oder einmaligen Prämie, die Bestimmung des Beginns des 
Versicherungsschutzes bei nicht rechtzeitiger Prämienzahlung sowie weitere Rechtsfolgen des Zahlungsverzugs sind in den §§ 38 und 
39a Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) idgF geregelt. 

4. Die nicht rechtzeitige Zahlung der ersten oder einmaligen Prämie einschließlich Steuern berechtigt den Versicherer gemäß den 
Voraussetzungen des § 38 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) idgF zum Rücktritt vom Vertrag. 

5. Die Folgeprämien sind zu den jeweils vereinbarten Fälligkeitsterminen zu zahlen. Die Rechtsfolgen des Zahlungsverzugs mit 
Folgeprämien sind in den §§ 39, 39a und 91 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) idgF geregelt. 

6. Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungsperiode oder sonst vorzeitig aufgelöst, so gebührt dem Versicherer die 
Prämie für die bis dahin verstrichene Vertragslaufzeit, soweit nicht Sonderbestimmungen anderes vorsehen (§ 40 Satz 1 
Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) idgF). 

Endet der Versicherungsvertrag vor Ablauf der Vertragszeit wegen Wegfalls des Interesses, gebührt dem Versicherer die Prämie, die er 
hätte erheben können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, in welchem der Versicherer von dem 
Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt (§ 68 Abs. 2 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) idgF). 

 

Artikel 2 
Mehrfache Versicherung 

1. Nimmt der Versicherungsnehmer bei einem anderen Versicherer für das versicherte Interesse eine Versicherung gegen dieselben 
Gefahren, hat er dem Versicherer unverzüglich den anderen Versicherer und die Versicherungssumme anzuzeigen. 

2. Wurde oder wird für alle oder einzelne der versicherten Gefahren eine weitere Versicherung bei einem anderen Versicherer 
abgeschlossen und mit diesem vereinbart, dass die Entschädigung nur subsidiär geleistet wird, so ist die Haftung des Versicherers aus 
gegenständlichem Vertrag auch nur subsidiär. Dies gilt insbesondere auch dann, wenn gegenständliche Subsidiaritätsabrede zeitlich 
vor jener des konkurrierenden Vertrages abgeschlossen wurde.  

Der Versicherungsschutz unter diesem Vertrag ist auch dann subsidiär, wenn in einem konkurrierenden Versicherungsvertrag ebenfalls 
eine nachrangige Haftung vereinbart ist 

 

Artikel 3 
Überversicherung, Doppelversicherung 

1. Die Versicherung darf nicht zu einer Bereicherung führen. Auch wenn die Versicherungssumme den Versicherungswert übersteigt 
(Überversicherung), hat der Versicherer nicht mehr als die bedingungsgemäße Entschädigung zu erbringen. 

2. Übersteigt die Versicherungssumme den Versicherungswert erheblich, können der Versicherungsnehmer und der Versicherer nach § 
51 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) idgF eine Herabsetzung der Versicherungssumme und der Prämie verlangen. Eine tariflich 
festgelegte Mindestprämie bleibt unberührt. 

3. Im Falle der Doppelversicherung gelten die §§ 59 und 60 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) idgF. 
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Artikel 4 
Begrenzung der Entschädigung, Unterversicherung 

1.  Die Versicherungssumme bildet die Grenze für die Entschädigung des Versicherers, wobei die Entschädigung für die unter jeder 
einzelnen Position der Polizze versicherten Sachen durch die für die betreffende Position angegebene Versicherungssumme begrenzt 
ist. 

2.  Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert wird der Schaden nur nach dem Verhältnis der Versicherungssumme 
zum Versicherungswert ersetzt. Ob Unterversicherung vorliegt, ist für jede Position der Polizze gesondert festzustellen.  

 

Artikel 5 
Führung, Prozessführung 

1. Führung 

Der führende Versicherer oder seine in der Polizze genannte Geschäftsstelle ist bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen des 
Versicherungsnehmers für alle beteiligten Versicherer in Empfang zu nehmen. 

2 Prozessführung 

Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Versicherer die gleichen sind, wird folgendes vereinbart: 

2.1 Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus diesem Vertrag seine Ansprüche nur gegen den führenden Versicherer und wegen 
dessen Anteils gerichtlich geltend machen. 

2.2 Die an der Versicherung beteiligten Versicherer erkennen die gegen den führenden Versicherer rechtskräftig gewordene Entscheidung 
gegenüber dem Versicherungsnehmer sowie die vom führenden Versicherer mit dem Versicherungsnehmer nach Streitanhängigkeit 
geschlossenen Vergleiche als auch für sich verbindlich an. Andererseits erkennt der Versicherungsnehmer den Ausgang eines 
Rechtsstreites mit dem führenden Versicherer auch gegenüber den beteiligten Versicherern als für ihn verbindlich an. 

2.3 Falls der Anteil des führenden Versicherers die Revisionssumme nicht erreicht, ist der Versicherungsnehmer berechtigt und auf 
Verlangen des führenden oder eines beteiligten Versicherers verpflichtet, die Klage auf diesen zweiten, erforderlichenfalls auch auf 
weitere beteiligte Versicherer auszudehnen, bis diese Summe überschritten ist. Wird diesem Verlangen nicht entsprochen, so findet die 
Bestimmung des Punktes 2.2 keine Anwendung. 

 

Artikel 6 
Sachverständigenverfahren 

1. Die Vertragspartner können in geschriebener Form vereinbaren, dass Ursache und Höhe des Schadens durch ein 
Sachverständigenverfahren festgestellt werden. 

2. Die Vereinbarung über das Sachverständigenverfahren hat mindestens zu enthalten: 

2.1 Art und Umfang der Fragestellungen an die Sachverständigen. 

2.2 Namen der Sachverständigen. Jeder Vertragspartner benennt seinen Sachverständigen und beauftragt ihn, seine Feststellungen zu 
treffen. 

3. Beide Sachverständige wählen vor Beginn des Feststellungsverfahrens einen Dritten als Obmann. 

Einigen sie sich nicht, wird der Obmann auf Antrag eines Vertragspartners oder beider Vertragspartner durch das für den Schadenort 
zuständige Bezirksgericht ernannt. 

4. Die Sachverständigen übergeben ihre Feststellung gleichzeitig dem Versicherer und dem Versicherungsnehmer. Weichen die 
Feststellungen voneinander ab, übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über die strittig gebliebenen 
Punkte innerhalb der Grenzen beider Feststellungen und übergibt seine Feststellung gleichzeitig dem Versicherer und dem 
Versicherungsnehmer. 

5. Die Feststellungen, die die Sachverständigen im Rahmen ihrer Zuständigkeit treffen, sind verbindlich und der Berechnung der 
Entschädigung zugrunde zu legen, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. 
Im Übrigen gilt § 64 Abs. 2 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) idgF. 

6. Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen beide 
Parteien je zur Hälfte. 

7. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Versicherungsfall nicht berührt. 

 

Artikel 7 
Zahlung der Entschädigung 

Die Entschädigung ist erst nach ihrer vollständigen Feststellung fällig.  

Es gelten die in § 11 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) idgF enthaltenen Bestimmungen zur Fälligkeit sowie die in § 12 Versicherungs-
vertragsgesetz (VersVG) idgF enthaltenen Bestimmungen zur Verjährung der Versicherungsleistung. 

Für die Zahlung der Entschädigung sind außerdem die in den Versicherungsbedingungen oder in sonstigen vertraglichen Vereinbarungen 
getroffenen speziellen Regelungen zu beachten (z.B. Wiederherstellungsklauseln in Neuwertversicherungen). 

Des Weiteren wird für die Entschädigung keine Verzinsung geleistet. Die Bestimmung des § 94 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) idgF ist 
ausgeschlossen. 

 

Artikel 8 
Kündigung nach Eintritt des Versicherungsfalles 

1. Sofern in den Versicherungsbedingungen der betreffenden Sachversicherungssparte oder einer sonstigen vertraglichen Vereinbarung 
keine abweichende Regelung getroffen ist, können nach dem Eintritt des Versicherungsfalls sowohl der Versicherer als auch der 
Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag kündigen. 

2. Die Kündigung ist jederzeit ab Anerkennung des Versicherungsfalles, jedoch nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem Abschluss der 
Verhandlungen über die Entschädigung zulässig. 

Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist von einem Monat einzuhalten. 

Der Versicherungsnehmer kann nicht für einen späteren Zeitpunkt als den Schluss der laufenden Versicherungsperiode kündigen. 

3. Beide Teile verzichten auf die Kündigung im Versicherungsfall, wenn in der jeweiligen Versicherungsperiode insgesamt nur ein 
Versicherungsfall eingetreten ist und die dafür zu leistende Entschädigung eine Jahresprämie (der vom Schaden betroffenen 
Versicherungssparte) nicht übersteigt. 
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4. Hat der Versicherungsnehmer einen Entschädigungsanspruch arglistig erhoben, ist der Versicherer berechtigt, den 
Versicherungsvertrag nach Ablehnung des Entschädigungsanspruches mit sofortiger Wirkung zu kündigen. Dasselbe gilt, wenn der 
Versicherungsnehmer im Zuge der Schadenermittlung oder der Bemessung des Entschädigungsausmaßes arglistig täuscht. In diesen 
Fällen kommt Punkt 3 nicht zur Anwendung. 

 

Artikel 9 
Form der Erklärungen 

Für sämtliche Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers an den Versicherer ist die geschriebene Form erforderlich, sofern nicht die 
Schriftform ausdrücklich und mit gesonderter Erklärung vereinbart wurde. Der geschriebenen Form wird durch Zugang eines Textes in 
Schriftzeichen entsprochen, aus dem die Person des Erklärenden hervorgeht (z.B. Telefax oder E-Mail). Schriftform bedeutet, dass dem 
Erklärungsempfänger das Original der Erklärung mit eigenhändiger Unterschrift des Erklärenden zugehen muss. 

 

Artikel 10 
Wohnortwechsel – Adressänderung 

Der Versicherungsnehmer hat einen Wechsel seiner Anschrift dem Versicherer bekanntzugeben. Eine rechtlich bedeutsame Erklärung gilt auch 
dann als zugegangen, wenn der Versicherungsnehmer seiner Verpflichtung zur Bekanntgabe des Anschriftwechsels nicht nachkommt und der 
Versicherer die Erklärung an die zuletzt bekanntgegebene Anschrift des Versicherungsnehmers sendet. 

 

Artikel 11 
Automatische Vertragsverlängerung 

1. Der Vertrag gilt zunächst für die in der Polizze festgesetzte Dauer. Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer mindestens ein Jahr, 
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn er nicht drei Monate vor Ablauf gekündigt wird.   

Für die Erklärung der Ablaufkündigung steht die gesamte Vertragslaufzeit, unter Beachtung der zuvor bestimmten Frist von drei 
Monaten, zur Verfügung. 

2. Für Versicherungsverträge, deren Abschluss nicht zum Betrieb eines Unternehmens des Versicherungsnehmers gehört 
(Verbraucherverträge) ist vereinbart, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer auf die Rechtsfolge der Vertragsverlängerung bei 
unterlassener Kündigung frühestens sechs Monate, spätestens aber vier Monate vor Ablauf der vereinbarten Laufzeit besonders 
hinweisen wird. 

3. Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer weniger als ein Jahr, endet der Vertrag ohne Kündigung.


